
mittein mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen 
— wie sie sich z. B. in der Ahndung der Vergeudung 
sozialistischen Eigentums zeigen? — herauszustellen; 
denn die strafrechtlichen Vorschriften sollen bereits 
durch ihre Abfassung und Gestaltung maximal erziehe­
risch wirken.

Für Verbrechen in der privaten Wirtschaftssphäre 
müßten — soweit sie gleichzeitig Angriffe auf das pri­
vate Eigentum sind — die dafür einschlägigen Bestim­
mungen tateinheitlich herangezogen werden. Diese Kon­
kurrenz wäre der juristische Ausdruck der realen öko­
nomischen Zwiespältigkeit dieser gesellschaftlichen 
Verhältnisse der Privatwirtschaft inmitten unserer 
sozialistischen Ordnung.

2. Die Besonderheiten unserer derzeitigen gesellschaft­
lichen Entwicklungsstufe bestehen weiterhin im Vor­
handensein von bestimmten Ubergangsformen zum 
sozialistischen Eigentum, insbesondere in Gestalt der 
niederen Typen der Produktionsgenossenschaften (LPG, 
PGH), der halbstaatlichen Betriebe und der Kommis­
sionsgeschäfte.

Insofern sich verbrecherische Anschläge auf Gegen­
stände beziehen, die Produkt genossenschaftlicher Arbeit 
sind oder sonst als unmittelbar im gesellschaftlichen 
Eigentum stehend a u s g e s o n d e r t  werden können 
(z. B. die Waren in den Kommissionsgeschäften)8 *, ist 
ihre Qualifizierung als Verbrechen, die sich gegen die 
planmäßige Entwicklung der sozialistischen Ökonomik 
im allgemeinen, gegen sozialistische Eigentumsverhält­
nisse im besonderen richten, unstrittig. Wie ist jedoch 
in allen anderen Fällen zu verfahren?

Die erwähnten Wirtschaftsformen sind dadurch ge­
kennzeichnet, daß Produktionsmittel, die (gänzlich oder 
teilweise) noch in privatem Eigentum stehen, gesell­
schaftlich genutzt werden, so z. B. der Boden, aber auch 
landwirtschaftliches Gerät bei den LPGs, so die Pro­
duktionsstätten der Handwerker in den PGHs und der 
Unternehmer, die staatliche Beteiligung aufgenommen 
haben, so die Verkaufs- und Umschlagseinrichtungen 
bei den Kommissionsgeschäften. Ihre juristische Gestalt 
ist sehr verschieden und auch die Art der ökonomischen 
Nutzung der Produktionsmittel durch die Gesellschaft 
sehr differenziert. Diese Vielgestaltigkeit erklärt sich 
aus dem Prinzip der Freiwilligkeit, das in der vertrag­
lichen Regelung oder im freiwilligen Beitritt zur Ge­
nossenschaft zum Ausdruck kommt und das den diffe­
renzierten Bedingungen des Einzelfalles weitgehend 
Rechnung tragen soll.

Trotzdem weisen alle diese gesellschaftlichen Verhält­
nisse eine Gemeinsamkeit auf: bei relativ weitgehender 
Aufrechterhaltung der F o r m  des privaten Eigentums 
(z. B. bei den LPGs Typ III selbst noch an dem Boden) 
erfolgt eine stets zunehmende und wirtschaftlich ren­
tabler werdende gesellschaftliche Nutzung der Produk­
tionsmittel sowie die Einbeziehung in die gesamtstaat­
liche, planmäßige Leitung der Produktion, der ökonomi­
schen Entwicklung überhaupt. Darüber hinaus wird bei 
den halbstaatlichen Betrieben das private Eigentum 
durch die staatliche Beteiligung schrittweise in gesell­
schaftliches Eigentum überführt. Unter diesen Bedin­
gungen bilden sich auch hier im einzelnen differenziert 
immer stärker sozialistische Produktionsbeziehungen 
heraus. Bei der eindeutig sozialistischen Perspektive be­
stimmen die gesellschaftliche Erschließung und dem- 
gemäße Produktion bereits jetzt entscheidend den In­
h a l t  dieser Eigentumsverhältnisse. Ihre gesellschaft­
liche Wirksamkeit mehrt das sozialistische Eigentum

i vgl. auch hierzu die in der Fußnote 2 angegebenen Bei­
träge.

8 Teilweise anders dagegen z. B. in privaten Betrieben mit 
staatlicher Beteiligung, wo — von speziellen gesellschaftlichen 
oder privaten Fonds abgesehen — ein dem jeweiligen Grade 
der Beteiligung entsprechender ideeller Anteil des sozialisti­
schen Eigentums an der Mehrzahl der Produktionsmittel und 
allen Erzeugnissen besteht.

und festigt die sozialistische ökonomische Basis in 
unserer Republik.

Infolgedessen kann man u. E. heute jedenfalls nicht 
mehr wie früher, da sich diese Erscheinungen der Über­
gangsepoche vom Kapitalismus zum Sozialismus erst 
herausbildeten, bei verbrecherischen Angriffen gegen 
derartige Eigentumsfoezdehungen mit den Strafbestim­
mungen zum Schutze des privaten Eigentums operieren8. 
Vielmehr sind verbrecherische Einwirkungen auf gesell­
schaftlich genutzte, wenn auch noch private Produktions­
mittel als Straftaten gegen die bewußte und planmäßige 
Entfaltung der sozialistischen Produktionsbeziehungen 
in ihrer Gesamtheit, gegen gesellschaftliche Verhältnisse, 
die im S t r a f s c h u t z  d e m  s o z i a l i s t i s c h e n  
E i g e n t u m  g l e i c h z u s t e l l e n  sind, im einzelnen 
zu qualifizieren. Im neuen Strafgesetzbuch sollte diese 
Gleichstellung ausdrücklich erklärt werden. Ohne da­
durch in die Gefahr zu kommen, stillschweigend eine 
restlose Vergesellschaftung der Produktionsmittel zu 
unterstellen, können mit diesem erhöhten Strafschutz 
auch die betreffenden Privateigentümer selbst einver­
standen sein.

Eine andere Betrachtung und Beurteilung würde die 
Tatsache übersehen, daß die angegriffenen Produktions­
mittel als gesellschaftlich genutzte, ihrem Inhalt nach 
bereits wesentlich sozialistische ökonomische Kapazi­
täten ausfallen. Eine solche Betrachtungsweise wäre 
formal und müßte als im Widerspruch zur ökonomi­
schen Realität stehend angesehen werden. Im Grunde 
würde es sich dabei um eine Konservierung bürger­
licher Traditionen handeln, die infolge der im Kapi­
talismus herrschenden Konkurrenz und Anarchie vom 
Selbstlauf der ökonomischen Prozesse, der „freien 
Marktwirtschaft“, ausgehen und nur das „Eigentum an 
sich“ — unabhängig von einer gesellschaftlichen Effek­
tivität — strafrechtlich schützen.

Wo jedoch die private Eigentumsbeziehung noch eine 
faktische Bedeutung hat (z. B. bei landwirtschaftlichem 
Gerät der LPG Typ I) und der private Eigentümer da­
für, daß er Produktionsmittel zur Verfügung stellt, eine 
Vergütung erhält, wo also auch der individuelle Gegen­
stand des privaten Eigentums ausgesondert werden 
kann, sind im Falle einer verbrecherischen Verletzung 
ergänzend die Straf bestimmungen zum Schutze des per­
sönlichen und privaten Eigentums in Tateinheit heran­
zuziehen. Damit anerkennen wir ■ auch strafrechtlich 
den Obergangscharakter dieser Eigentumsverhältnisse 
und „überspringen“ nicht die gegenwärtige, historisch 
notwendige Entwicklungsetappe.

3. Unsere volksdemokratische Staatsmacht wird in der 
Ausübung der wirtschaftlich-organisatorischen und kul­
turell-erzieherischen Funktion, bei der Leitung und 
Organisierung des Kampfes der Volksmassen um die 
Durchsetzung der ökonomischen Entwicklungsgesetze 
unter der Führung der Partei der Arbeiterklasse 
von den demokratischen Blockparteien und Massen­
organisationen unterstützt, die als geschlossene, in der 
Nationalen Front zusammengeführte gesellschaftliche 
Kraft gemeinsam beim siegreichen sozialistischen Auf­
bau mitarbeiten. Infolge vor allem dieser Tätigkeit der 
Parteien und Massenorganisationen trägt ihr Eigentum 
— trotz bestehender Unterschiede im einzelnen — gene­
rell sozialistischen Charakter. Dem entspricht auch die 
jetzige gesetzliche Regelung im § 28 StEG10.

Im Hinblick darauf, daß eine einheitliche strafrecht­
liche Erfassung der Straftaten gegen das sozialistische 
Eigentum und die Planwirtschaft angestrebt wird, 
könnte die Frage gestellt werden^ inwiefern z. B. die 
Unterschlagung von Beitragsgeldern einer gesellschaft-

® vgl. Fritzsehe/Hübner, Zum Objekt der Eigentumsverbreehen,
Berlin 1957, S. 20 ff.

10 Der Terminus „ g e s e l l s c h a f t l i c h e s  Eigentum“ ist 
in diesem Sinne zu verstehen.
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